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Vortrag an den Ministerrat 

Bundesgesetz, mit dem das Zahnärztegesetz und Zahnärztekammergesetz 
geändert werden (Fachzahnarzt-Kieferorthopädie-Gesetz – FZA-KFO-G) 

Durch die EU-Berufsanerkennungsrichtlinie 2005/36/EG sind u.a. die Zahnärzt:innen sowie 
die Fachzahnärzt:innen harmonisiert. Im Gegensatz zum Grundstudium des 
Zahnarztes/der Zahnärztin sieht das EU-Recht zwar keine Verpflichtung zur 
Reglementierung von Fachzahnärzt:innen vor, schreibt allerdings für die gegenseitige 
Anerkennung von Fachzahnärzt:innen u.a. für Kieferorthopädie bestimmte 
Mindestanforderungen an deren Ausbildung, insbesondere ein dreijähriges postgraduales 
Vollzeitstudium an einer Universität vor. 

In den EU-Mitgliedstaten ist der Fachzahnarzt/die Fachzahnärztin für Kieferorthopädie nur 
in Österreich, Spanien, Kroatien und Luxemburg nicht entsprechend diesen EU-rechtlichen 
Vorgaben geregelt, sodass in diesen Ländern keine gegenseitige Anerkennung der 
kieferorthopädischen Fachqualifikationen möglich ist. Die Tatsache, dass für Österreich 
(ebenso wie u.a. für Spanien) keine Fachzahnärzt:innen eingeführt worden sind, ist 
vorrangig damit zu begründen, dass in diesen Ländern der Beruf des Zahnarztes/der 
Zahnärztin erst anlässlich deren EU-Beitritts getrennt vom ärztlichen Beruf geschaffen 
wurde und bis dahin die zahnärztliche Qualifikation nicht im Wege eines 
Zahnmedizinstudiums, sondern im Wege einer postpromotionellen Ausbildung von 
Ärzt:innen (Facharzt/Fachärztin für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde) erworben wurde. 

Seit der Einführung des Zahnmedizinstudiums in Österreich im Jahre 1998 wurde seitens 
der Zahnkliniken und der kieferorthopädischen Fachgesellschaften vermehrt der Wunsch 
nach Einführung des Fachzahnarztes/der Fachzahnärztin für Kieferorthopädie an mein 
Ressort herangetragen, dessen Umsetzung zunächst im Hinblick auf die noch geringe 
Anzahl an Absolvent:innen des Zahnmedizinstudiums im Vergleich zu den praktizierenden 
Fachärzt:innen für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde damals noch als verfrüht beurteilt 
wurde. 
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Ca. 15 Jahre nach Übergang der Ausbildung vom Facharzt/von der Fachärztin für Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde auf das EU-konforme Zahnmedizinstudium war einerseits im 
Hinblick auf den medizinisch-technischen Fortschritt in der Kieferorthopädie und 
andererseits im Hinblick auf die bestehenden Einschränkungen betreffend die 
Anerkennung innerhalb der EU die Zeit für eine Prüfung einer allfälligen Umsetzung des 
Fachzahnarztes/der Fachzahnärztin für Kieferorthopädie in Österreich gekommen. 
Dementsprechend wurden zwischen 2015 und 2018 vom Gesundheitsministerium 
gemeinsam mit Vertreter:innen des Wissenschaftsministeriums, der Österreichischen 
Zahnärztekammer (ÖZÄK), der Medizinischen Universitäten und des Verbands 
Österreichscher Kieferorthopäden (VÖK) die fachlichen und rechtlichen Grundlagen für die 
künftigen berufs- und ausbildungsrechtlichen Regelungen einschließlich des 
Übergangsrechts erarbeitet. 

Als weitere Grundlage für den Bedarf an kieferorthopädischen Spezialist:innen für die 
zahnmedizinische Versorgung hat auch der Rechnungshof in seinem Bericht „Versorgung 
im Bereich Zahnmedizin“ aus dem Jahr 2018 aus Qualitätssicherungsgründen eine 
Empfehlung zur Einführung des Fachzahnarztes/der Fachzahnärztin für Kieferorthopädie 
in Österreich abgegeben. 

Ein klarer politischer Wille zur rechtlichen Umsetzung ist aus der einstimmig 
beschlossenen Entschließung des Nationalrates 114/E vom 20.11.2020 abzuleiten, mit der 
mein Amtsvorgänger aufgefordert wurde, dafür Sorge zu tragen, dass dem Nationalrat ein 
Gesetzesentwurf zur Einführung einer staatlich geregelten universitären und klinischen 
Ausbildung für eine Spezialisierung zum Fachzahnarzt für Kieferorthopädie zugeleitet wird. 

Eine gesetzliche Verankerung des Fachzahnarztes/der Fachzahnärztin für Kieferorthopädie 
in Österreich sollte zu einem verstärkten Angebot der Universitäten an fachzahnärztlichen 
Ausbildungsplätzen in der Kieferorthopädie sowie eine entsprechende Inanspruchnahme 
durch die Berufsangehörigen führen und damit sukzessive den Bedarf an fachzahnärztlich 
ausgebildeten Kieferorthopäd:innen decken. 

Im Sinne der dargelegten fachlichen und politischen Vorgaben werden für die 
Implementierung des Fachzahnarztes/der Fachzahnärztin für Kieferorthopädie durch den 
vorliegenden Gesetzesentwurf die Rechtsgrundlage für die Ausbildung und 
Berufsbezeichnung zum Fachzahnarzt/zur Fachzahnärztin für Kieferorthopädie im 
Zahnärztegesetz samt Verankerung der in diesem Zusammenhang anfallenden Aufgaben 
der Österreichischen Zahnärztekammer im Zahnärztekammergesetz geschaffen. 
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Im Anschluss werden nähere Durchführungsbestimmungen zur fachzahnärztlichen 
Ausbildung sowie zur Anerkennung erworbener Rechte im Bereich der Kieferorthopädie 
im Verordnungsweg erlassen werden. 

Näheres zu den einzelnen Regelungen sind dem Entwurf und den Materialien zu 
entnehmen. 

 

Ich stelle daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Zahnärztegesetz und Zahnärztekammergesetz geändert werden (Fachzahnarzt-
Kieferorthopädie-Gesetz – FZA-KFO-G) samt Erläuterungen, Textgegenüberstellung, 
Wirkungsfolgenabschätzung und Verhältnismäßigkeitsprüfung dem Nationalrat zur 
verfassungsgemäßen Behandlung zuleiten. 

19. April 2022 

Johannes Rauch  

Bundesminister 


